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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Teuerungszulagen an die Lohnangeſtellten höherer Ordnung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 11. Februar 1990. 


In Ergänzung des Runderlaſſes vom 11. d. M. (23.1 496/1 1943) überſende ich mit 
Bezug auf den Runderlaß vom 12. März v. J. (HM Bl. S. 64) Abdruck ber Rundverfügung lage A 
des Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 28. v. M. mit dem E 
Erſuchen, danach auch für den Bereich ber Handels- und Gewerbeverwaltung zu verfahren. 
Die in Ziffer 5 erwähnte Weiſung zur Auszahlung wird hiermit erteilt. In Zweifels⸗ 
fällen iſt meine Genehmigung mit tunlichſter Beſchleunigung einzuholen. 

Die Beachtung der Veſtimmungen in Ziffer 3 der Anlage mache ich unter Hinweis 
auf meinen Runderlaß vom 30. April (ZB.1 378) noch beſonders zur Pflicht. Die Berg⸗ 
behörden, die den Erlaß beſonders erhalten haben, ſind ebenfalls angewieſen, gegebenen⸗ 
falls bie Entſcheidung des zuſtändigen Oberpräfidenten einzuholen. 

Die in Ziffer 5 bezeichneten Nachweiſungen, für bie Muſter beiliegen, find mir bald» —Mufter, 
möglichſt in doppelter Ausfertigung einzureichen. Die Nachweiſungen ſind nach Behörden, 
für die beſondere Kaſſenanſchläge beſtehen, getrennt aufzuſtellen. 

Hinſichtlich der Lohnangeſtellten höherer Ordnung an den vom Staate aus Kap. 69 
Tit. 7, 7a, 10, 10a und 10 d unterhaltenen oder mitunterhaltenen Schulen und Einrichtungen 
iſt nach den gleichen Grundſätzen zu verfahren. Hinſichtlich dieſer Schulen uſw. iſt die 
Einreichung der vorgeſehenen Nachweiſung bis auf weiteres nicht erforderlich. 


Im Auftrage. 
ZB. 1 492. Frick. 


An die der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 
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Anlage A. 


Der Finanzminifter. Berlin C 2, den 28. Januar 1920. 


In Ergänzung des Runderlaſſes vom 17. b. M. (JM. 1 878) erſuchen wir ergebenſt, 
bei der Bemeſſung der erhöhten laufenden Teuerungszulagen für die Lohnangeſtellten 
höherer Ordnung nach folgenden Grundſätzen zu verfahren: 

1. Für die Zeit vom 1. d. M. bis zum Inkrafttreten des in Ausſicht genommenen 
Tarifvertrags für die Lohnangeſtellten höherer Ordnung bei den Reichs⸗ und den preußiſchen 
Staatsverwaltungen, längſtens aber bis zum 31. März d. J. ſollen alle Lohnangeſtellten 
höherer Ordnung neben ihrer Entlohnung, für die die bisherigen Beſtimmungen maßgebend 
bleiben, grundſätzlich die vollen Teuerungszulagen nach dem Runderlaß vom 4. März v. J. 
(FM. 1 3865, M. b. J. Ia 601, M. f. W., K. u. V. A 295) unter Berückſichtigung 
der im Runderlaß vom 17. b. M. (JM. I 878) vorgeſehenen Erhöhung erhalten, auch 


ſoweit ſie ihnen bisher nicht oder nur teilweiſe oder ſoweit ihnen Teuerungszulagen nach 
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anderen Beſtimmungen gewährt worden find. 

Die Teuerungszulagen find aber, erforderlichenfalls nach Anhörung ber örtlich in 
Betracht kommenden Intereſſen vertretungen (Arbeitgeberverbände, Handelskammern, Hand⸗ 
werkskammern usw.), fo zu bemeſſen, daß die Vergütung und die Teuerungszulage zuſammen 
den ortsüblichen Löhnen gleichartiger Angeftellter und den örtlichen Teuerungsverhältniſſen 
entſprechen; Höchſtgrenze der Bewilligung bilden die vorgeſehenen Sätze. 

Es iſt ferner unter allen Umſtänden zu vermeiden, daß eine Bevorzugung eines 
Lohnangeſtellten höherer Ordnung vor einem planmäßig angeſtellten entſprechenden Beamten 
des gleichen Familienſtandes (ledig, verheiratet, Kinder), der gleiche oder ähnliche Dienſte 
leiſtet, eintritt. Soweit die Vergütung uſw. eines Lohnangeſtellten höherer Ordnung und 
die Teuerungszulage zuſammen die Gejamtbegüge (Gehalt, Wohnungsgeldzuſchuß und 
Teuerungszulage) eines ſolchen Beamten überſchreiten würden, iſt daher die Teuerungs⸗ 
zulage dem Lohnangeſtellten höherer Ordnung nach Maßgabe der Beſtimmung unter 
11 Abſ. 4 des Runderlaſſes vom 4. Mürz v. J. ganz zu verſagen oder zu dem ent⸗ 
ſprechenden Betrage zu kürzen. 

Bei der Gegenüberſtellung ſind der Vergütung uſw. des Lohnangeſtellten höherer 
Ordnung etwaige Ruhegehälter, Militärrenten uſw. hinzuzurechnen, während etwaige Kriegs-, 
Verſtümmelungs⸗ und gleichartige Zulagen ſowie die reichsgeſetzlichen Verſicherungsbeiträge 
außer Betracht zu bleiben haben; bei der Vergleichung können dem Dienſteinkommen 
(Gehalt und Wohnungsgeldzuſchuß) des in Vergleich zu ziehenden Beamten Militärrenten 
inſoweit hinzugeſetzt werden, als ſie ihm nach Maßgabe des 8 36 des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (RGBl. S. 593) in der Faſſung des Geſetzes vom 
3. Juli 1913 (RGBl. S. 496) und der Verordnung vom 1. Februar 1919 (RE Bl. S. 149) 
gezahlt werden; im übrigen iſt ſein Dienſteinkommen regelmäßig ſo zu ermitteln, als wenn 
er an dem Tage, an dem der Lohnangeſtellte höherer Ordnung in den Dienſt der Ver⸗ 
waltung eingetreten iſt, planmäßig angeſtellt worden wäre. Zur Vermeidung etwaiger 
Härten kann indeſſen in geeigneten Ausnahmefällen auch das Lebensalter des Lohn⸗ 
angeſtellten höherer Ordnung in angemeſſenen Grenzen berückſichtigt werden. 

In Fällen, in denen ſowohl der Ehemann als auch die Ehefrau Beamte ober Lohn 
angeſtellte im Reichs⸗ oder Staatsdienſt find, werden die Teuerungszulagen nur einmal, 
und zwar zu dem jeweils höheren Betrage gewährt. 

2. Soweit tarifliche oder ähnliche Vereinbarungen über die Entlohnung der Lohn⸗ 
angeſtellten höherer Ordnung beſtehen, kann die nach Ziffer 1 in Betracht, kommende 
Erhöhung ihrer Geſamtbezüge erforderlichenfalls im Verhandlungswege herbeigeführt werden. 

3. Es muß unter allen Umſtänden vermieden werden, daß die in Ziffer 1 vor⸗ 
geſehene Regelung bei den verſchiedenen Reichs⸗ und Staatsbehörden uſw. am gleichen 
oder in benachbarten Orten, für die dieſelben Verhältniſſe maßgebend ſind, zu verſchiedenen 
Ergebniſſen und damit zu Unzufriedenheit und Unruhe und zu Berufungen führt. Die 
Erfahrungen, die in dieſer Beziehung bei der Durchführung des Runderlaſſes vom 
19. April v. J. (FM. I 7018) geſammelt worden ſind, veranlaſſen uns, den nach⸗ 
geordneten Behörden eindringlichſt zur Pflicht zu machen, die Teuerungszulagen für die 
Lohnangeſtellten höherer Ordnung nur im Einvernehmen mit den übrigen Reichs- 
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4. Jedem Lohnangeſtellten höherer Ordnung, ber für bie vorliegende Regelung in 
Betracht kommt, iſt zu eröffnen, daß die vorſtehenden Beſtimmungen nur für die Zeit vom 
1. d. M. bis zum Inkrafttreten des Tarifvertrags für die Lohnangeſtellten höherer Ordnung 
bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Staatsverwaltungen, längſtens aber bis zum 
31. März d. J. gelten, daß etwaige ſpätere Berufungen darauf nicht berückſichtigt werden 
können und daß, ſofern infolge der vermehrten Ausgaben für Beamte und Lohnangeſtellte 
höherer und niederer Ordnung eine Verlängerung der täglichen Dienſtzeit bis zu acht 
Stunden angeordnet werden ſollte, erwartet werden muß, daß die Lohnangeſtellten höherer 
Ordnung auch während einer ſo verlängerten Dienſtzeit ihre Pflicht tun werden. 

5. Sobald die Weiſung zur Auszahlung der erhöhten Teuerungszulagen eingeht, 
ſind mir, dem Finanzminiſter, ſorgfältig ausgefüllte Nachweiſungen unter Benutzung des 
anliegenden Muſters ohne Begleitbericht einzureichen. 

6. In etwaigen Zweifelsfällen iſt meine, des Finanzminiſters, Entſcheidung mit 
tunlichſter Beſchleunigung einzuholen. 

7. Für die Beſtimmung des Begriffs Lohnangeſtellte höherer Ordnung müſſen vorerſt 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend bleiben. Eine Klarſtellung des Begriffs iſt aber 
in Ausſicht genommen. 


Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
19089. M. d. J. Ia 1 168. Der Finanzminiſter. 


Muſter. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Muſter. 

Des Lohnangeſtellten Familien- ienſt⸗ pe AN : £t Angabe 

^ wer. ſtand Iſtelle, bei PET Zeitpunkt ad der Bes 
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Berechnung der Teue⸗ 
rungszulage einſchl. 
etwaiger Kinderzulagen 
unter Anführung der 
Umſtände, die für die 
Bemeſſung der Teue⸗ 
rungszulage maß⸗ 
gebend waren 
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Des zum Vergleich heran⸗ 
gezogenen Beamten 

a) Dienſtſtellung 

b) Dienſtalter 

e) Familienſtand 
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a) 
b) 


e) 
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zuſchuſſes zulagen die Entſcheidung maß⸗ 
des Beamten in Spalte 11 gebend waren 
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Tagegelder bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 14. Februar 1990. 


Mit Bezug auf die Runderlaſſe vom 12. September 1918 und 2. September 1919 
(SMBl. S. 246 und 235) überſende ich Abdruck der Rundverfügung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 28. Januar d. J. zur Kenntnisnahme. 

Indem ich für den Bereich meines Miniſteriums die gleichen beſonderen Zuſchläge zu 
den geſetzmäßigen Tagegeldern bewillige, erſuche ich, nach der Verfügung vom 28. v. M. 


zu verfahren. 
In Vertretung. 


2B. 1 458. I 2060. Dönhoff. 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin, den 28. Januar 1920. 

In Anbetracht der zur Zeit herrſchenden Teuerung genehmigen wir für den Bereich 
der allgemeinen und inneren Verwaltung in Verfolg unſerer Rundverfügungen vom 4. Sep⸗ 
tember 1918 (JMBl. S. 276) und 20. Auguſt 1919 (FMBl. S. 370), daß mit Wirkung 
vom 1. Januar 1920 ab den Beamten bis auf weiteres an Stelle der bisherigen Ent⸗ 
ſchädigung beſondere Zuſchläge zu den geſetzmäßigen Tagegeldern bewilligt werden, bie gue 
ſammen folgende Beträge nicht überſchreiten dürfen: 

a) bei mehrtägigen Dienſtreiſen 
der in 8 1 des Reiſekoſtengeſetzes genannten Beamten unter 


ug gn oer M DOR 
EC E AST wen st m 

III Tn 

I. „ „„ r ke E Er 

Ve Ate omae 

VIV... € Ae ENS AT 
VI. 2 es 


b) bei Dienſtreiſen, bie an demſelben Tage angetreten und beendet werden: 
bei den in S 1 des Reiſekoſtengeſetzes genannten Beamten unter 
MN. XE ED e 
VM KN EE ENEE | 
Im übrigen verbleibt es hinſichtlich der Vergütungen für eintägige Dienſtreiſen bei 
den bisherigen Vorſchriften. 
Erſtreckt fid) die Dienſtreiſe auf zwei Tage und wird fie innerhalb 24 Stunden be⸗ 
endet, fo ijt entſprechend dem 8 1 Abſatz 3 des Geſetzes vom 26. Juli 1910 das Einund⸗ 
einhalbfache der Sätze für mehrtägige Reiſen zu gewähren. 


Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
FM. 1 80 285/19. M. d. J. Ia 1 132, Der Finanzminiſter. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Umzugskoſten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. sot EE 1820. 


In Verfolg der Runderlaſſe vom 6. Februar und 19. Oktober 1918 (HM Bl. S. 80 
und 274, für die Bergbehörden vom 18. Februar und 19. Oktober 1918, 11301 und 
7532) ermächtige ich Sie für den Bereich meiner Verwaltung, außer den Mehraufwendungen 
für Transportkoſten fortan auch den die geſetzlichen Umzugskoſtenvergütung überſteigenden 
Mehraufwand an allgemeinen Umzugskoſten, ſofern er in einem beſonders unangemeſſenen 
Verhältnis zu den Einkommens- und Vermögensverhältniſſen des verſetzten Beamten ſteht, 
bis zur vollen Höhe der tatſächlichen Auslagen nach Maßgabe der nachſtehenden 
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Beſtimmungen ſelbſtändig zur Zahlung anzuweiſen und unter ben ſonſtigen außerplan⸗ 
mäßigen Ausgaben zu verrechnen. Nicht zu den allgemeinen Umzugskoſten gehören die 
perſönlichen Reiſeauslagen des Beamten bei der Umzugsreiſe. Dieſe ſind einſchließlich 
etwaiger Gebühren für Handgepäckverſicherung aus der geſetzlichen Reiſekoſtenvergütung zu 
beſtreiten und gegebenenfalls als außergewöhnliche Aufwendung durch Bewilligung eines 

Zuſchuſſes nach § 8 Abſatz 2 des Reiſekoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 zu decken. 

Erſtattungsfähig find aber als allgemeine Umzugskoſten: 

1. Die Auslagen (einer Perſon) für eine Reife zum Mieten einer Wohnung am 
neuen Dienſtort; in beſonderen Ausnahmefällen auch die Auslagen für die 
Mitnahme einer Begleitperſon (Ehefrau). 

In angemeſſenen Grenzen die Vermittelungsgebühr für den Nachweis einer 
Wohnung. 

3. Die Reiſeauslagen für die Familienangehörigen und das Hausperſonal ein⸗ 
ſchließlich etwaiger Auslagen für Perſonalausweiſe. Dabei dürfen Eiſenbahn⸗ 
fahrkoſten bei den im 8 1 des Reiſekoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 genannten 
Beamten unter I bis IV nur in Höhe des Fahrpreiſes für die II. Wagenklaſſe, 
unter V bis VII nur in Höhe des Fahrpreiſes für die III. Wagenklaſſe erſetzt 
werden. Wenn die Familie nicht gemeinſam reiſt, iſt die Notwendigkeit der 
Annahme beſonderer Begleitperſonen für die minderjährigen Kinder eingehend 
zu prüfen. Reiſeauslagen für eine Perſon, die ſelbſtändig mit der Vorbereitung 
und Leitung des Umzugs betraut worden iſt, können nur in Rechnung geſtellt 
werden, wenn zur Zeit des Umzugs ein erwachſenes Familienmitglied im bis⸗ 
herigen Wohnort des Beamten nicht mehr anweſend war. 

Gebühren für die Durchſuchung des Umzugsguts durch die Polen. 

Auslagen für Unterkunft und Verpflegung der Familie während der Beförderung 
der Möbel, jedoch unter angemeſſener Berüdfichtigung der gleichzeitig im 
Familienhaushalt eingetretenen Erſparnis. 

6. Dekorations⸗ und Inſtallationskoſten, jedoch unter Ausſchluß aller Neuan⸗ 
ſchaffungen. Erſtattungsfähig ſind aber die Koſten für Glühbirnen, die wegen 
verſchiedener Stärke der Stromſpannung neu zu beſchaffen ſind; hierbei iſt der 
Wert der bisherigen Glühbirnen abzuſetzen. Eine Verlängerung oder Ver⸗ 
legung von Gas- oder elektriſchen Leitungen ijt zu begründen. Die Koſten für 
bie Umänderung von Beleuchtungskörpern find nur erſtattungsfähig, wenn in 
der alten und neuen Wohnung nicht die gleiche Beleuchtungsart vorhanden war. 

7. Auslagen für das Plätten, Stärken und Spannen der Gardinen ſowie für die 
beſondere Reinigung der Wohnung, nicht aber Koſten für die Reinigung der 
Wohnungseinrichtung. 

8. Leihgebühren für Kiſten und Körbe. 


Soweit Belege über die vorſtehend bezeichneten Ausgaben nicht vorhanden ſind, 
haben die Beamten die Verſicherung abzugeben, daß die Beträge für den angegebenen 
Zweck tatſächlich verausgabt worden ſind. 

Ich ſpreche die beſtimmte Erwartung aus, daß in allen Fällen nur die unbedingt 
notwendigen Auslagen berückſichtigt werden, daß auf möglichſte Koſtenerſparnis Bedacht 
genommen wird, ſowie daß die Mehrkoſten, die durch einen über das gewöhnliche Maß 
hinaus aufwändigen Haushalt entſtehen, außer Betracht bleiben. Sollte eine Zuſchuß⸗ 
gewährung über die nach Ziffer 1 bis 3 gezogenen Grenzen und über den Betrag von 
eintauſend Mark hinaus begründet erſcheinen, ſo iſt unter Beifügung der Unterlagen zu 
berichten und auch in allen übrigen Zweifelsfällen meine Entſcheidung einzuholen. Ins⸗ 
beſondere iſt mir zu berichten, wenn behauptet wird, 

a) daß eine Wohnung an dem letzten dienſtlichen Wohnort ohne Verzicht auf das 
Kündigungsrecht des 8 570 BGB. oder ohne Zubilligung eines ſogenannten 
Auszugsgeldes nicht zu erlangen geweſen ſei und E 

b) daß in der neuen Wohnung der Anſtrich der Decken und Fußböden ſowie die 
Tapeten hätten erneuert werden müſſen. 


Keinesfalls ſind als allgemeine Umzugskoſten erſtattungsfähig: 


1. Aufwendungen für eine Aufruhrverſicherung, da die Frage der zu leiſtenden 
Entſchädigung geſetzlich geregelt iſt. 
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2. Die Koſten für eine Fliegerverſicherung. Die Notwendigkeit einer ſolchen kann 
nicht anerkannt werden, weil das Reich für Fliegerſchäden Erſatz leiſtet (Geſetz 
über die Feſtſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiet vom 3. Juli 1916, 
RGBl. S. 675) und im Schadensfall innerhalb der Grenzen des wirtſchaftlich 
Gebotenen zunächſt Vorentſchädigungen aus Staatsmitteln gezahlt werden. 

3. Die Koſten für den Umzug aus einem Gaſthof oder einer ſogenannten Not⸗ 
wohnung am neuen Wohnort in eine andere Wohnung daſelbſt ſowie bie Aus⸗ 
lagen für Lagerung des Umzugsguts auf einem Speicher (zu vergl. Runderlaß 
vom 3. 2. d. Is., ZB. 1. 2029, für bie Bergbehörden vom 2. Dezember v. 38., 
I. 14020). = 

4. Die Koſten für den Transport von Feuerungsmaterial. 

5. Schulaufnahmegebühren und Aufwendungen für neu beſchaffte Schulbücher. 

6. Zinſen für anläßlich des Umzugs verauslagte, an ſich erſtattungsfähige Beträge. 

Auslagen für die Beförderung von Geflügel, Kleinvieh und lebenden Bienen ſind 
nach Maßgabe des obenbezeichneten Runderlaſſes vom 6. Februar 19185) (für bie Berg⸗ 
behörden vom 18. Februar 1918) erſtattungsfähig. 


In Vertretung. 
ZB. 1 452. I 2082. Dönhoff. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten 
hier und an die Behörden der Bergverwaltung. 


Ee *) ml. S. 80. 


HM ——— M a —— M —ä——n.M — — 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Teuerungszulagen für Beamte der Handelskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 19. Februar 1920. 


Mit Rückſicht auf die neuerdings den Reichs⸗ und Staatsbeamten bewilligte Erhöhung 
von Teuerungszulagen bringe ich meinen Erlaß vom 16. Mai v. J. (HMEL S. 171) in 


Erinnerung. 
In Vertretung. 


IIa 884. Dönhoff. p, 


An bie Handelskammern. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Statiſtik des Seeverkehrs. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 98 9, den 20. Februar 1920. 

Bei der Bearbeitung des Seeverkehrs in den deutſchen Hafenplätzen beſteht in den 
einzelnen Bundesſeeſtaaten eine verſchiedene Auffaſſung darüber, welche Schiffe als beladen 
oder als Schiffe m Ballaſt oder leer anzuſehen find. Beſonders tritt dies bei den zur 
Hochſeefiſcherei abgehenden, mit Salz und Eis beladenen Schiffen in Erſcheinung. 

Um eine Übereinſtimmung der Statiſtik herbeizuführen, werden im Einverſtändnis 
mit dem Herrn Reichsfinanzminiſter die „Vorſchriften für die Anſchreibung der im See⸗ 
verkehr in den preußiſchen Häfen angekommenen und abgegangenen Schiffe“ vom 28. De⸗ 
zember 1:07 hierdurch dahin abgeändert, daß im 8 1011 Ziffer 11 im zweiten Satze die 
Worte: „Eis und Salz zur Hochſeefiſcherei“ geſtrichen werden (vgl. HMBl. 1908 S. 73). 

Im Auftrage. 
III 500. p. Meyeren. 


An das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt hier. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Polizeiverordnung über Einrichtung und Betrieb von Bierdruckvorrichtungen. 
Berlin WO, den 17. Februar 1920. 


Mit Rückſicht auf die auch jetzt nach Beendigung des Krieges vorausſichtlich noch 
längere Zeit fortbeſtehende Metallknappheit wird die mit dem Entwurfe der Normal⸗ 
Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Bierdruckvorrichtungen, 
veröffentlichte Ausführungsanweiſung weiter in nachſtehenden Punkten abgeändert oder 
ergänzt: 


ſchnitt zu 8 5b im ſechſten, mit den Worten: „Verbindungen in der Bierleitung“ 
beginnenden Abſatz angefügte Zuſatz, betreffend Zulaſſung von Glasröhren, 
bleibt bis auf weiteres in Kraft. 

b) Im gleichen Abſchnitt erhält der fünfte mit den Worten: „Innen mit einem 
Überzuge“ beginnende Abſatz folgende Ergänzung: „bis auf weiteres können 
auch Bierleitungsrohre aus Kupfer, Meſſing, Eiſen und Stahl verwendet werden, 
wenn ſie mindeſtens innen durchweg gleichmäßig mit einem ſtarken Zinnüberzug 
verſehen ſind“. t 

c) In Ergänzung des Erlaſſes vom 19. Juni 1915 ($590UBL S. 141), betreffend 
die Zulaſſung von Anſtichhähnen aus Temperguß, ijt dem Abſchnitt zu § Be 
ein fünfter Abſatz mit nachſtehender Faſſung anzufügen: 

„In Ergänzung der Beſtimmungen des 8 5e Ziffer (1) Abſatz 1 und 2 
der Normal⸗Polizeiverordnung werden auch verzinnte Anſtichhähne, Zapf⸗ 
und Abſtellhähne aus Temperguß zugelaſſen.“ 


d) ii Abſchnitt „zu $ 6“ kommen zwei neue Abſätze mit nachſtehender Faſſung 
inzu: 

(10) „Die im ſiebenten Abſatz dieſes Abſchnitts bezeichneten Rohreinſatz⸗ 
ſtücke können bis auf weiteres an Stelle der Kontrollhähne auch dann als 
Kontrollvorrichtungen zur Prüfung des Reinheitszuſtandes im Innern 
der Bierleitungsröhren verwendet werden, wenn die Leitungen keinen ganz 
oder nahezu geradlinigen Verlauf nehmen.“ 


(11) „Als Einrichtungen zur Prüfung der Güte der Verzinnung der Bier⸗ 
leitungsröhren aus Kupfer, Meſſing, Eiſen und Stahl werden 5 bis 10 em 
lange Einſatzſtücke zugelaſſen, deren innere Beſchaffenheit nach Losnehmen 
des Einſatzſtücks durch Hindurchſehen feſtgeſtellt wird. Wo die Ver⸗ 
zinnung fehlt, wird die innere Oberfläche des Einſatzſtücks nicht ſo glatt 
und blank ſein, wie an den anderen Stellen. Das Einſatzſtück iſt nach 
der Verzinnung aus dem für die Bierleitung zu verwendenden Rohre 
herauszuſchneiden, auch an den Schnittſtellen zu verzinnen und von dem 
ausführenden Werke durch gleichartige Stempelung der Rohrleitung und 
des Einſatzſtücks als zuſammengehörig zu kennzeichnen. Wenn das 
Einſatzſtück mit der Rohrleitung nicht durch Bördelung verbunden wird, 
ſo ſind auch die Stirnflächen des Einſatzſtücks und der Rohrleitung zu 
verzinnen.“ 


Die Beſtimmungen des 8 6 Ziffer (2) Abſatz 2 Satz 1 und 2 der Normal-⸗Polizei⸗ 
verordnung und bie im zweiten Satze des ſiebenten Abſatzes des Abſchnitts „zu 8 O^ der 
Ausführungsanweiſung finden ſiungemäße Anwendung. Bei Neuverzinnung der Bier⸗ 
leitungsröhren ſind auch die Einſatzſtücke neu zu verzinnen. Das Einſatzſtück muß ſtets 
zuſammen mit der zugehörigen Bierleitung im Betriebe ſein und darf höchſtens ſo lange, 
wie es im achten Abſatz des Abſchnitts „zu 8 6“ der Ausführungsanweiſung vorgeſehen 
iſt, durch ein im Vorrat gehaltenes Einſatzſtück erſetzt werden. Das eigentliche Einſatzſtück 
iſt durch die Bezeichnung „Betriebsſtück“ zu kennzeichnen. Dieſe Rohreinſatzſtücke können 
auch zugleich als Erſatz der Kontrollhähne, zur Prüfung des Innern der Bierleitung auf 
Sauberkeit dienen. 


a) Der durch den Runderlaß vom 18. Januar 1915 (HMBl. S. 33) dem Ab⸗ 
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Die Anlage 1 zur Normal-Polizeiverordnung (Muſter der Beſchreibung zur Auf⸗ 
ſtellung . . . Bierdruckvorrichtung) ijt in nachſtehenden Punkten abzuändern bzw. zu ergänzen: 
a) In der neunten mit den Worten „Die Bierleitung beſteht aus“ beginnenden 
Angabe ſind die Worte „reinem, in 100 Gewichtsteilen nicht mehr als ein 
Gewichtsteil Blei enthaltenden Zinn“ unter Beibehaltung des Zwiſchenraums 
zu ſtreichen. \ ) 
Als elfte Angabe ijt einzufügen: „Zur Kontrolle ber Güte ber Verzinnung im 
Innern der meſſingenen, kupfernen, eiſernen, ſtählernen Bierleitungsröhren und 
zur Kontrolle der Sauberkeit im Innern dieſer Röhren bei Wegfall anderer 
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Kontrollvorrichtungen (vgl. die vorhergehende Angabe) ſind .. .. Einſatzſtücke 
(mit den Firmenbe zeichnungen n nnt ö 
und den bezüglichen laufenden Fabriknummerrn ) in die Leitung 


eingebaut.“ 


Wir erſuchen, die vorſtehenden Abänderungen und Ergänzungen der Ausführungs⸗ 
anweiſung und der Anlage 1 zur Normal -Polizeiverordnung mit dem Hinweis, daß die 
vorhandenen Formulare zur Anlage 1 handſchriftlich geändert verwendet werden können, 
zu veröffentlichen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Sm Auftrage. 
v. Meyeren. Schloſſer. 


II 13 600/10 M. f. H. IId 425 M. b. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräfidenten in Berlin. 


2. Handwerksangelegenheiten. 
Prüfungszeugniſſe für Geſellen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 98 9, den 14. Februar 1920. 

Durch Erlaß vom 17. Juni v. Is. (SMBl. S. 199) habe ich den Prüfungszeugniſſen, die 
von den damals der Generaldirektion der Heereswerkſtätten unterſtellten Werkſtätten ihren 
Handwerkslehrlingen ausgeſtellt werden, auf Grund des 8 131 Abſ. 2 der Gewerbeordnung 
die Wirkung der Zeugniſſe über das Beſtehen der Geſellenprüfung beigelegt. Nachdem 
dieſe Werkſtätten am 1. Oktober 1919 an das Reichsſchatzminiſterium, Hauptverwaltung der 
Reichsbetriebe, übergegangen und zu Reichswerken geworden ſind, übertrage ich dieſe 
Wirkung auch auf die von den Reichstverken ausgeſtellten Prüfungszeugniſſe. Es handelt 
ſich um folgende Betriebe: 

Reichswerk in Erfurt, Spandau, Plaue, Caſſel, Lippſtadt, Hanau, Siegburg. 

In dieſen Reichswerken iſt nach Mitteilung der Hauptverwaltung der Reichsbetriebe 
ebenſo wie in den früheren „Heereswerkſtätten“ eine ſachgemäße handwerksmäßige Aus⸗ 
bildung der Schloſſer, Dreher, Sattler, Tiſchler, Schmiede, Klempner und Former 
gewährleiſtet. 

Im Auftrage. 

IV 743. Jordan. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Arbeitsſtellen in Betrieben und Büros der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 98 9, den 18. Februar 1920. 

Noch immer werden Beſchwerden darüber erhoben, daß fid) in Betrieben und Büros 
der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes auch jetzt noch Vertragsangeſtellte befinden, die 
weder auf Erwerb angewieſen ſind, noch bei Kriegsausbruch einen auf Erwerb gerichteten 
Beruf hatten, während die Zahl der erwerbsloſen und auf Verdienſt angewieſenen An⸗ 
geſtell ten ſehr groß iſt und infolge der Rückkehr unſerer Kriegsgefangenen noch weiter 
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wachſen wird. Auf Grund der Verordnung über bie Freimachung von Arbeitsſtellen 
während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 28. März 1919 (RGBl. 
S. 355/1. Dezember 1919 (RGBl. S. 1936) ſind die Demobilmachungsausſchüſſe befugt, 
die Arbeitgeber zur Entlaſſung der oben genannten Arbeitskräfte anzuhalten, wobei aller⸗ 
dings die Durchführung der Entlaſſungspflicht bei Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
den zuſtändigen Dienſtaufſichtsbehörden obliegt 

Unabhängig davon, ob die Demobilmachungsausſchüſſe von ihren Befugniſſen Ge⸗ 
brauch gemacht und für ihre Bezirke Freimachungsverordnungen erlaſſen haben, muß ich 
beſonderen Wert darauf legen, daß die Behörden ihren ſozialen Verpflichtungen auch ohne 
beſondere Einzelmaßnahmen gerecht werden und den privaten Unternehmungen mit gutem 
Beiſpiel vorangehen. Hierbei bemerke ich jedoch, daß die Grundſätze über die Einſtellung 
von Beamten und Militäranwärtern hiervon nicht berührt werden. Für die Anwendung 
des vorſtehenden Erlaſſes kommen demnach nur ſolche Stellen in Betracht, für die geeig⸗ 
nete Beamte und Militäranwärter nicht verfügbar ſind. s 

Ich erfuche, die Möglichkeit der Freimachung von Arbeitsſtellen im Geſchäftsbereiche 
meiner Verwaltung erneut zu prüfen und nachdrücklichſt dahin zu wirken, daß die Körper⸗ 
non des öffentlichen Rechtes die ihnen obliegenden Verpflichtungen in vollem Umfang 
erfüllen. 

Die Handelskammern und Handwerkskammern haben den Erlaß unmittelbar erhalten. 

In Vertretung. 

III 1589. Z. B. I. 488. I 2059. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Arbeitszeit in gewerblichen Betrieben. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 38 9, den 20. Februar 1920. 
Abdruck überſende ich Ihnen zur Beachtung. 
Im Auftrage. 
III 2415. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Anlage. 
e ZE 


Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den J, Februar 1920. 


Durch die Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 
23. November / 17. Dezember 1918 (RGBl. S. 1334/1436) und die Verordnung über bie 
Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten vom 18. März 1919 (RGBl. S. 315) find Vor⸗ 
arbeiten und Abſchlußarbeiten, die in den Betrieben der Induſtrie und des Handels zur 
vollen Ausnutzung der für den Geſamtbetrieb zuläſſigen Arbeitszeit notwendig ſind und 
nicht während der allgemeinen Betriebszeit vorgenommen werden können, nicht ohne weiteres 
zugelaſſen. Unter dieſe Arbeiten fallen insbeſondere: Anheizen und Zuendebedienen der 
Dampfkeſſel, Vorbereitung der Antriebsmaſchinen, Ausbeſſerungsarbeiten an Maſchinen und 
dergleichen, die zum regelmäßigen Fortgang der Betriebe unbedingt nötig ſind, Reinigungs⸗ 
und Aufräumungsarbeiten. Auch die Pflege der Pferde, die für den Transport der Roh⸗ 
ſtoffe und Erzeugniſſe einzelner Betriebe benötigt werden, fällt unter Umſtänden hierunter. 
Das Bedürfnis, dieſe Arbeiten außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit vorzunehmen, iſt in 
der Regel allgemein vorhanden. Daher ſind auch bereits eine Reihe von Ausnahmen für 
einzelne Betriebe oder ganze Bezirke von den Demobilmachungskommiſſaren erteilt worden. 
Ferner werden des öfteren in Tarifverträgen Abmachungen über die Vornahme der be⸗ 
zeichneten Arbeiten außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit getroffen. Auch für ſolche tarif⸗ 
ben Abmachungen bedarf es zur Zeit einer beſonderen Genehmigung der Demobilmachungs⸗ 
ommiſſare. 

Aus Anlaß eines Einzelfalls darf ich mir die Anregung geſtatten, die Aufſichts⸗ 
behörden möchten, ſoweit noch erforderlich, dahin angewieſen werden, daß ſie in vor⸗ 
kommenden Fällen, ſofern nicht die Überarbeit durch eine anderweite Einteilung der Arbeit 
vermeidbar ijt, die Unternehmer über die Möglichkeit zur Einholung der Genehmigung des 
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zuſtändigen Demobilmachungskommiſſars aufklären und in Betrieben, in denen ſie die 


Vornahme ſolcher Arbeiten, insbeſondere auf Grund tariflicher Abmachungen, ohne das 


Vorliegen einer Genehmigung feſtſtellen, ohne weitere Beanſtandung dafür ſorgen, daß 
dieſer Zuſtand durch ſofortige Herbeiführung der erforderlichen Genehmigung gedeckt wird. 
Ich ſetze dabei voraus, daß die Demobilmachungskommiſſare die Überarbeit auf das un⸗ 
bedingt notwendige Maß beſchränken werden. 

Es iſt beabſichtigt, in den Entwurf der Geſetze über die Arbeitszeit der gewerblichen 
Arbeiter und Angeſtellten eine Beſtimmung aufzunehmen, durch die die bezeichneten Arbeiten 
im Bedarfsfall ohne weiteres, abgeſehen vielleicht von einer beſonderen Kontrolle, außer⸗ 
halb der regelmäßigen Arbeitszeit zugelaſſen werden. 


7594/19 II. Ang. (Unterſchrift.) 


An die Landesregierungen uſw. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Ausbildung von Gewerbelehrern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 989, den 14. Februar 1990. 


Da der Bedarf an ausgebildeten Gewerbelehrern z. Zt. ſehr groß iſt, ſo wird eine 
weitere Aufnahmeprüfung für den am 12. April d. J. beginnenden einjährigen Seminar⸗ 
kurſus in Charlottenburg ſtattfinden. Ausgebildet werden Lehrer für die Klaſſen des 
Metallgewerbes, des Baugewerbes und der ungelernten Arbeiter. Meldungen, wegen 
deren ich auf den Erlaß vom 24. November 1017 (HMBl. S. 365) verweiſe, ſind bis zum 
25. März d. J. an die Leitung des Seminarkurſus, Charlottenburg, Wilmersdorfer 
Straße 166/167, zu richten. Die Prüfung findet ebenda am 9. und 10. April d. J. von 
9 Uhr vormittags ab ſtatt. 


Im Auftrage. 


IV 1506. Dr. von Seefeld. 
LÀ 


An bie Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


2. Fachſchulen. 


Militärpapiere der Lehrer ſtaatlicher Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 98 9, den 19. Februar 1920. 


Bei der Verſetzung von Lehrern ſtaatlicher gewerblicher Fachſchulen in den Ruheſtand 
oder bei dem Tode von Lehrern dieſer Anſtalten iſt die Feſtſetzung der Ruhegehalts⸗ oder 
Hinterbliebenenbezüge häufig auf Schwierigkeiten geſtoßen, weil die erforderlichen Belege, 
namentlich für die nach 88 14 und 19 des Zivilruheſtandsgeſetzes und 8 14 des Hinter⸗ 
bliebenenfürſorgegeſetzes für eine Anrechnung in Frage kommenden Zeiten, nicht oder nur 
unvollſtändig beigebracht werden konnten. Eine Quelle weiterer Schwierigkeiien beim 
Mangel der Unterlagen können die zahlreichen Fälle bilden, in denen gemäß 8 17 ZRE. 
zu der wirklichen Dauer der Dienſtzeit Kriegsjahre zuzurechnen ſind oder gemäß 8 18 
a. a. O. Kriegsgefangenſchaft angerechnet werden können. Um ſpäter umſtändliche und zeit- 
raubende Rückfragen und Nachforſchungen nach Möglichkeit zu vermeiden, empfiehlt es ſich, 
daß die Lehrer die nötigen Belege beizeiten ſammeln und für den Gebraachsfall bereit 
legen, nach ihrem Ermeſſen auch zu ihren Perſonalakten in Urſchrift oder beglaubigter Ab⸗ 
ſchrift einreichen. Was insbeſondere die Kriegszeit anlangt, ſo ſind ſchon jetzt von den 
Lehrern der oben bezeichneten Anſtalten die Militärpapiere einzufordern. Aus ihnen ſind 
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zwei beglaubigte Abſchriften aller für bie Anrechnung von Kriegsjahren oder von Kriegs⸗ 
gefangenſchaft wichtigen Angaben zu fertigen, von denen eine zu den dortigen Perſonal⸗ 
akten des Lehrers zu bringen und die andere mir zum 1. Juni d. J. vorzulegen iſt. 

Im Auftrage. 
IV 1684. Dr. v. Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Die Amtliche Ausgabe der Jahresberichte ber Preußiſchen Regierungs- 
und Gewerberäte und Bergbehörden für 1919 wird im April d. Is. in der Reichs⸗ 
druckerei fertiggeſtellt werden. Für ihren Bezug iſt folgendes zu bemerken: 

Wegen der Papierknappheit werden nur ſoviel Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis 
zur Drucklegung beſtellt ſind. Die Beſtellungen nimmt die Direktion der Reichsdruckerei, 
hier SW. 68, Oranienſtr. 91, bis zum 31. März d. 38. entgegen. Der genaue Preis des 
Werkes kann erſt feſtgeſetzt werden, wenn deſſen Umfang feſtſteht. Er wird, ſobald dies 
der Fall iſt, bekannt gemacht werden. Wenn das Werk, wie zu erwarten iſt, ungefähr 
56 Bogen umfaßt, wird der Preis für einen broſchierten Abdruck etwa 26 M und für 
einen in ganz Leinen gebundenen Abdruck etwa 30 % betragen. Die Sollen für Ver⸗ 
packung und Abſendung trägt die Reichsdruckerei. Die Portokoſten der Sendungen müſſen 
die Beſteller tragen. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob broſchierte oder gebundene Ab⸗ 
drucke des Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei der Überſendung von der 
Reichsdruckerei durch Nachnahme erhoben werden. 

Die Jahresberichte bringen diesmal in erſter Linie eine Darſtellung der Tätigkeit der 
Gewerbeaufſichtsbeamten bei der wirtſchaftlichen Demobilmachung, insbeſondere bei der 
Durchführung der Beſtimmungen über die Einſtellung, Entlaſſung und Entlohnung gewerb⸗ 
licher Arbeiter, über den Achtſtundenarbeitstag, über Tarifverträge, Arbeiterausſchüſſe und 
über Fachausſchüſſe für das Bäckerei⸗ und Konditoreigewerbe. Ferner werden eingehender be- 
handelt werden die Wiederherſtellung des Zuſtandes der Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, 
Maſchinen und Gerätſchaften, der vor dem Kriege beſtand, aber während deſſen Dauer 
vernachläſſigt worden war, die Schaffung ausreichender Arbeiterwohnungen und die Unter⸗ 
bringung der Kriegsbeſchädigten. 


Regiſtraturplan für Orts⸗, Land⸗, Betriebs⸗, Innungs⸗ und ſonſtige Krankenkaſſen 
mit Erläuterungen über den Regiſtraturdienſt. Bearbeitet von J. F. Schmidt, Verwalter 
der Ortskrankenkaſſe Aſchaffenburg⸗Land. Im Selbſtverlag des Verfaſſers. 


Tabelle zur Feſtſtellung der Endtermine für nach dem Geſetz über Wochenhilfe uſw. 
vom 26. September 1919 zu zahlendes Wochengeld und Stillgeld. Gefertigt von demſelben 
Verfaſſer. Im Selbſtverlag desſelben. 
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